
Sehr geehrte Damen und 
Herren,
 
Deutschland braucht wie-
der eine Politik, die rech-
nen kann. Denn die Aus-
sichten für die Bürger und 
Betriebe unseres Landes 
trüben sich ein: Die füh-
renden Wirtschaftsforschungsinstitute korri-
gieren ihre Erwartungen für die Wohlstandsent-
wicklung in Deutschland deutlich nach unten. 
Der Export ist eingebrochen wie seit dem Kri-
senjahr 2009 nicht mehr. Die Wettbewerbs-
fähigkeit unserer Wirtschaft sinkt spürbar. 
Dazu hat eine Reihe von Fehlern der Großen Ko-
alition beigetragen, die permanent gegen den 
Grundsatz „Erwirtschaften vor Verteilen“ ver-
stößt. Wir Liberalen fordern, dass die Politik sich 
wieder stärker an den Prinzipien der Sozialen 
Marktwirtschaft orientiert. Dazu gehört:

•	 Bürger und Betriebe nicht mehr belasten, son-
dern vorhandene Spielräume für Entlastung  
nutzen!

•	 Langfristig verantwortungsvolle Rahmenbe-
dingungen durch solide Finanz- und bezahlbare 
Sozialpolitik setzen!

•	 Investitionsanreize gerade für kleine und mitt-
lere Unternehmen bei Forschung, Entwick-
lung und Infrastruktur müssen her! 

 
Unsere zehn Vorschläge für ein Sofortprogramm 
gegen den drohenden Abschwung haben wir Ih-
nen hier zusammengestellt.

Ihr

Christian Lindner
Bundesvorsitzender der FDP

leichtern und ihnen damit mehr Chancen zur 
Gestaltung des eigenen Lebens zu geben.

		  Mehr Anreize für private und		
		  öffentliche Investitionen 	
		  setzen

Die Wiedereinführung der degressiven Ab-
schreibung und die Förderung der energe-
tischen Gebäudesanierung würden mehr 
Anreize schaffe. Entscheidend sind jedoch 
wachstumsfreundliche Rahmenbedingun-
gen. Mindestens vier Milliarden Euro zusätz-

lich für Straßen, Schienen, Brücken und die 
Breitbandversorgung sind möglich, wenn die 
Große Koalition zusätzliche Konsumausga-
ben kappt und die Ratschläge des Bundes der 
Steuerzahler ernst nimmt. Durch zusätzliche 
Anreize für private Investoren könnten diese 
Investitionen sogar vervielfacht werden. Des-
halb müssen mehr Anreize für privates En-
gagement in PPP-Projekten und mehr steuer-
liche Anreize für private Investitionen gesetzt 
werden.
 

 		  Das Freihandelsabkommen 	
		  zwischen der EU und den 	

		  USA zügig abschließen 

Der Exporteinbruch zeigt, wie wichtig der Au-
ßenhandel für Deutschland ist. Ein Freihandels- 
abkommen mit den USA wird diesen unmit-
telbar und nachhaltig ankurbeln. Die enormen 
Chancen für unsere Exportwirtschaft dürfen 
wir deshalb nicht aus plumpem Antiamerika-

nismus verpassen. Das Abkommen ist auch 
eine einzigartige Möglichkeit, weltweit gültige 
Sozial- und Umweltstandards zu setzen.

	 Die Rahmenbedingungen für 	
	 die Wettbewerbsfähigkeit 	
	 kleiner und mittlerer	 Un-
	 ternehmen verbessern 

Kleine und mittlere Unternehmen müssen 
von unnützer und teurer Bürokratie befreit 
werden. Denn Bürokratieabbau wirkt wie ein 
kostenloses Konjunkturpaket. Dem Fachkräf-
temangel müssen wir mit einem Gesamtkon-
zept aus Bildung in jedem Alter, Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf und mehr Einwanderung 
durch ein modernes Einwanderungssystem 
begegnen. Durch eine stärkere steuerliche 
Förderung von Forschung und Entwicklung 
wollen wir zusätzlich die Innovationskraft des 
Mittelstandes stärken.

1	 Energie muss wieder bezahl-	
	 bar werden 

Denn die hohen Stromkosten sind das größ-
te Investitionshindernis in Deutschland. Sie 
belasten Bürger und Betriebe. Tausende Ar-
beitsplätze sind in Gefahr, weil ganze Produk-
tionszweige ins Ausland abzuwandern drohen. 
Deshalb wollen wir die Steuer auf Energie hal-
bieren und das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
abschaffen. 

2	Die kalte Progression sofort 	
	abbauen 

Das beendet den „Lohnklau“ bei den Arbeit-
nehmern und die heimliche Steuererhöhungs-
politik der Großen Koalition. Eine Vereinfa-
chung des Steuersystems kann Bürgern und 
Betrieben zusätzlich Zeit und Geld sparen. 

	 Mehr Chancen für die Men-		
	 schen zum Ein- und Aufstieg 	
	 schaffen

Die Einführung des staatlichen Mindestlohns 
zum 1. Januar 2015 muss ausgesetzt werden. 
Längst zeigt sich, dass die Warnungen vor 
Arbeitsplatzverlusten und höheren Preisen 
begründet sind. Sinnvoll ist stattdessen eine 
Bildungsoffensive für Schulabbrecher, um ih-
nen den Einstieg in den Arbeitsmarkt zu er-
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9	   
	 Die Rente modernisieren

Die Frührente mit 63 ist nicht nur teuer, sie 
vergrößert auch den Fachkräftemangel. Des-
halb muss sie zurückgenommen werden. Zu-
mindest muss der Renteneintritt zwischen 60 
und 70 Jahren individuell flexibel möglich sein  
mit dem Ziel, längeres Arbeiten in Voll- oder 
Teilzeit attraktiver zu machen. Dafür müssen 
Arbeitnehmer im Rentenalter von Beiträgen 
für die Arbeitslosenversicherung und den be-
stehenden Zuverdienstgrenzen befreit wer-
den.

 	 Eine Sparregel und eine 
Schuldenbremse 2.0 ver-	

	 ankern 

Durch die Sparregel dürfen Steuermehrein-
nahmen, die aus Wachstum entstehen, nur 
noch zum Schuldenabbau und für Investi-
tionen in die Zukunft verwendet werden. 
Die Schuldenbremse 2.0, die nicht nur den 
Staatshaushalt, sondern auch die Kassen 
der Sozialsysteme erfasst, würde zudem die 
Wirksamkeit der bisherigen Schuldenbremse 
erhöhen. Es wäre dann nicht mehr möglich, 
neue Schulden in den Kassen der Sozialver-
sicherungen zu verstecken, wie es die Gro-
ße Koalition aktuell tut. Die Kombination aus 
Sparregel und Schuldenbremse 2.0  sorgt für 
stabile und nachhaltige Leitplanken bei den 
Staatsfinanzen, unabhängig von Parteitaktik 
und Tagespolitik.

7	  
	 Den Soli abbauen 

Denn bereits heute geht nur noch ein Bruch-
teil der Einnahmen aus dem Solidaritätszu-
schlag an die ostdeutschen Bundesländer. 
Der größte Teil des Geldes fließt in den Bun-
deshaushalt und wird für alles Mögliche aus-
gegeben, nur nicht für den Aufbau Ost. Hier 
muss sich die Politik ehrlich machen und den 
Soli abbauen.

 		  Priorität für Schuldenabbau 	
		  und Investitionen in die 	
		  Zukunft 

Deutschland könnte heute bereits Schulden 
zurückzahlen und in die Zukunft investieren. 
Doch nach den Wahlgeschenken der Großen 
Koalition stellt die SPD sogar die „schwarze 
Null“ im Bundeshaushalt in Frage – von Schul-
denabbau ganz zu schweigen. Wachstum 
kann aber nicht auf Pump vom Staat gekauft, 
sondern nur durch wettbewerbsfähige Rah-
menbedingungen ermöglicht werden.
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Neue Kraft entfalten mit 
Sozialer Marktwirtschaft 
Das FDP-Sofortprogramm gegen den Abschwung
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